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Eingereichter Text
Der Bundesrat wird beauftragt, sich im Rahmen der laufenden internationalen Verhandlungen für eine neue Weltfinanzordnung beim IWF, beim Financial Stability Forum, bei der UNO sowie bei weiteren relevanten Gremien für eine koordinierte internationale Einführung einer Steuer auf globale Finanztransaktionen einzusetzen.
Begründung
Als Teil einer Neuorganisation der globalen Finanzmarktarchitektur wird von verschiedenen prominenten Exponenten eine globale Kapitaltransaktionssteuer, eine sogenannte Tobin-Steuer, vorgeschlagen. So erklärte der Präsident der britischen Finanzaufsicht FSA, Lord Adair Turner, der Bankensektor mit seinen enormen Salären sei zu stark gewachsen und mittlerweile zu gross - und deshalb brauche es auch unter der Voraussetzung erhöhter Eigenmittelvorschriften eine Tobin-Steuer, um ihn zurückzustutzen. Aufgenommen wurde der Vorschlag auch vom französischen Aussenminister Bernard Kouchner, der die grundsätzliche Idee an der nächsten UNO-Vollversammlung behandeln will. Kouchner schlug nach Absprache mit der britischen Regierung für eine solche Steuer auf Finanztransaktionen einen Einheitssatz von 0,005 Prozent vor, was weltweit gegen 40 Milliarden Franken jährlich generieren würde. Als möglichen Verwendungszweck nannte er koordinierte Schritte gegen die Klimaerwärmung oder entwicklungspolitische Massnahmen.

Aus Deutschland liegt von den Ministern Steinmeier und Steinbrück ein Antrag an das G20-Treffen vom September 2009 in Pittsburgh vor.

Auch Österreich will sich mit Nachdruck für eine mindestens europaweite Steuer auf Finanztransaktionen einsetzen (NZZ vom 3.9.2009, S. 21).

Weltweit mussten in der aktuellen Systemkrise über 20 000 Milliarden Dollar öffentliche Gelder in marode Banken und Stützungsmassnahmen für die Realwirtschaft und die Kaufkraft investiert werden.

Es ist ein Postulat der Gerechtigkeit und der internationalen Solidarität, dass sich die global tätigen Banken und Finanzinstitute mit einer neuen Steuer an der Finanzierung der durch sie verursachten Lasten beteiligen. Diese Lasten dürfen nicht den an der Systemkrise unschuldigen Bürgerinnen und Bürger oder Firmen aufgebürdet werden.
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